ERSATZERKLÄRUNG EINER BEEIDETEN BEZEUGUNGSURKUNDE

(D.P.R. Nr. 445 vom 28. Dezember 2000)

An das Regierungskommissariat

für die Provinz Bozen

Prinz Eugen Allee 11

39100 BOZEN

Der/Die Unterfertigte ____________________________________________________________________________

                                                    (Zuname)                                                                        (Vorname)

geboren in  ________________________________________  (_________)  am _____________________________

                                                         (Ort)                                                    (Prov.)      

wohnhaft in  __________________________________ ( ______________)  __________________-Strasse/Weg____Nr.____

                                                             (Ort)                                                   (Prov.)                     (Anschrift)    

ERKLÄRT 

im Bewusstsein der strafrechtlichen Folgen im Falle von Falschaussagen, mit Verwirkung der eventuellen daraus entstandenen Rechte (Art. 75 und Art. 76 D.P.R. 445/2000), eigenverantwortlich:

FOLGENDES :

………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………………

Ich bescheinige hiermit, im Sinne und mit voller rechtlicher Wirkung, kraft L.D. 196/2003 (Datenschutzgesetz), darüber informiert zu sein, dass die auch elektronisch erfassten personenbezogenen Daten, ausschließlich für die angegebene Zweckbestimmung verarbeitet werden.

……………………………….

(Ort, Datum)

DER/DIE  ERKLÄRENDE

Gegenständliche Erklärung bedarf keiner Unterschriftsbeglaubigung und ersetzt in jeder Hinsicht die herkömmlichen Bescheinigungen die von öffentlichen Verwaltungen, Betreibern öffentlicher Dienste oder von zustimmenden Privatpersonen beantragt werden oder für diese bestimmt sind. Die Verwaltungen überprüfen die Echtheit der in den Erklärungen gemachten Angaben. Im Falle unwahrer Angaben erfolgt eine Anzeige an die Gerichtsbehörde.

